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Volk, Gesundheit, Staat. 
Die Gesundheitsämter im Nationalsozialismus

Bundesarchiv Bild 183-J8972/Foto: Hoffmann u. Bild 102-18022/Foto: Georg Pahl
(Fotomontage: Michael Roggemann)
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Der Öffentliche Gesundheitsdienst erlebte in der Zeit des National -
sozialismus eine bedeutende Aufwertung. Spätestens seit seiner Neu-
strukturierung mit dem „Gesetz über die Vereinheitlichung des Gesund-
heitswesens“ von 1934 und der daraus resultierenden Schaffung von
einheitlich organisierten Gesundheitsämtern im gesamten Deutschen
Reich übernahm er eine zentrale Rolle in der NS-Gesundheitspolitik. Die
Gesundheitsämter waren nicht mehr allein mit den Aufgaben der Ge-
sundheitspolizei und öffentlichen Hygiene, der Gesundheitsfürsorge und
-aufklärung betraut. Sie wurden auch zu Schaltzentralen der „Erb- und
Rassenpflege“ ausgebaut, die die biologistischen bevölkerungspolitischen
Vorstellungen und Zielsetzungen des NS-Staates umsetzen sollten. 
     Dreh- und Angelpunkt der nationalsozialistischen Weltanschauung
war eine rassistische Ideologie, die die Ungleichheit von „Menschenras-
sen“ und die „Reinheit der Rassen“ propagierte und ein spezifisches
Gesellschaftsmodell verfolgte. Als „minderwertig“ definierten Menschen
stand der zur „Volksgemeinschaft“ verdichtete „Volkskörper“ gegenüber,
aus dem alle „Minderwertigen“ „ausgemerzt“ werden sollten. Die „Erb-
und Rassenhygiene“ diente als wissenschaftliche Begründung und lieferte
das Instrumentarium; Amtsärzte sammelten die notwendigen Daten und
sorgten für die Umsetzung der neuen Verordnungen. Sie entschieden
über die Zugehörigkeit zum rassistisch definierten „Volkskörper“. Eine
bislang wenig beachtete Rolle spielten sie im System der Zwangsarbeit.
Nur mit den medizinischen Akteuren, nicht gegen sie konnte eine rassis-
tisch orientierte Gesundheitspolitik gelingen. 
     Die Ausstellung präsentiert Tätigkeitsbereiche der Gesundheitsämter
während des Nationalsozialismus am Beispiel der Länder Thüringen und
Württemberg. Nach einem kurzen Überblick über die allgemeine Ent-
wicklung des Öffentlichen Gesundheitsdienstes in der NS-Zeit schließt
sich eine Darstellung einzelner Arbeitsfelder der Gesundheitsämter an.
Im Mittelpunkt steht die Umsetzung der „Erb- und Rassenpflege“, deren
Grundsätze die Leitlinie für alle Tätigkeitsbereiche lieferten. Schließlich
werden Aspekte struktureller, programmatischer und personeller Kon-
tinuität im Öffentlichen Gesundheitsdienst nach der Befreiung 1945 be-
trachtet. 
     Die Ausstellung basiert auf Ergebnissen aus dem Forschungsprojekt
„Der Öffentliche Gesundheitsdienst in der Zeit des Nationalsozialismus.
Die Beispiele Thüringen und Württemberg“. Das Projekt wurde vom Bun-
desverband der Ärztinnen und Ärzte des Öffentlichen Gesundheitsdienstes
(BVÖGD) initiiert und vom Bundesministerium für Gesundheit und dem
Land Baden-Württemberg gefördert.
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Der Öffentliche Gesundheitsdienst 
in der Weimarer Republik

Schulzahnärztliche Untersuchung im Gesundheitsamt Stuttgart, o.D. [um 1925]. (Stadtarchiv
Stuttgart, FM 2/871)

Mitarbeiterinnen des Gesundheitsamtes Stuttgart im Registraturraum, o.D. [um 1925].
(Stadtarchiv Stuttgart, 2220 - FM 197/26)

Untersuchung von Schulkindern im Gesundheitsamt Stuttgart, 1925. Rechts am Tisch sit-
zend die Gesundheitsfürsorgerin Emilie Levy (1886–1942). (Stadtarchiv Stuttgart, 2220 -
FM 197/24)
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Seit den 1870er Jahren war das Deutsche Reich zunehmend von Hoch-
industrialisierung und Urbanisierung geprägt, mehr als zwei Drittel der
Bevölkerung zählten zum Industrieproletariat. Im Zuge dieser Entwicklung
verschlechterten sich die Arbeits- und Lebensbedingungen. Krankheit,
Invalidität und Alter führten zu Verelendung. Betroffene waren auf soli-
darische Selbsthilfesysteme oder die Unterstützung durch Vereine bür-
gerlicher Wohltätigkeit angewiesen. Die Sozialversicherung (1880er Jahre)
sollte Armutsrisiken abfedern und gleichzeitig weitergehende politische
Forderungen abwehren. Zu dieser Zeit formierte sich auch der Öffentliche
Gesundheitsdienst (ÖGD) und übernahm hauptsächlich gesundheits -
polizeiliche Aufgaben der Seuchen- und Impfgesetzgebung oder der
„öffentl ichen Hygiene“. Unter kommunaler Verwaltung entstanden Ein-
richtungen der Gesundheitsfürsorge, die vor allem für Säuglinge, Klein-
und Schulkinder, Tuberkulosekranke und all jene zuständig waren, die
keine Leistungen aus der Sozialversicherung beziehen konnten. 
     Mit dem Ersten Weltkrieg verschärften sich die prekären Lebens-
bedingungen, Kriegsversehrte und deren Hinterbliebene bildeten zudem
eine neue Gruppe von Versorgungsberechtigten. Die Institutionalisierung
und Ausweitung der öffentlichen Fürsorge wurde erforderlich und seitens
der Politik sowie durch eine sich formierende sozialwissenschaftlich ori-
entierende Medizin vorangetrieben. Ein effizientes Gesundheitswesen
war ein wichtiges innenpolitisches Ziel. 
     Die organisatorische Plattform des ÖGD bildeten die kommunalen
Gesundheitsämter, die anders als die Fürsorgeeinrichtungen in freier Trä-
gerschaft, von beamteten Ärzten geleitet wurden. Sie verfolgten eine
Gesundheitsfürsorge mit präventiver Ausrichtung. Diese ergänzte die
Kontrolle von Bevölkerungsgruppen, die als Überträger bedrohlicher
Krankheiten und Gefahr für die allgemeine Gesundheit galten. 
     Der Aufbau zahlreicher Fürsorgestellen führte bald zur Diversifizierung
des kommunalen Gesundheitswesens. Die Forderung nach einer Zentra-
lisierung des ÖGD war daher das gesundheitspolitische Postulat der
Zeit.
     Von Anfang an konzentrierten sich die wohlfahrtspolitischen Maß-
nahmen auf die (Re)Integration des Einzelnen in den Arbeitsmarkt. Darin
zeigt sich die Ambivalenz, in der sich die gesundheitsfürsorgerische
Praxis bewegte: Im Vordergrund stand die Gesundheit des „Volkskörpers“
und dessen Leistungsfähigkeit, nicht das Wohlbefinden des Individuums.
Gesundheitspolitik war auf diese Weise stets mit Bevölkerungspolitik
verbunden.
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Der Öffentliche Gesundheitsdienst 
im Nationalsozialismus (1)

Auszug aus dem „Gesetz über die Vereinheitlichung
des Gesundheitswesens“ vom 3.7.1934. (Der Arzt
des öffentlichen Gesundheitsdienstes, Leipzig 1942,
S. 1)

Ausweiskarte für den Thüringischen Amtsarzt Theo-
dor Beyer (geb. 1868), o.D. [um 1936]. (Landesarchiv
Thüringen – Hauptstaatsarchiv Weimar, Thüringi-
sches Ministerium des Innern E 741, Bl. 79r)
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Nach ihrer Machteroberung 1933 erklärten die Nationalsozialisten den
Öffentlichen Gesundheitsdienst (ÖGD) zu einem zentralen Politikfeld zur
Realisierung ihrer rassistischen Ideologie. Mit dem „Gesetz über die Ver-
einheitlichung des Gesundheitswesens“ (GVG) vom 3. Juli 1934 und
einer Reihe von Durchführungsverordnungen wurde der ÖGD neu ge-
ordnet und das Gesundheitswesen mit der Schaffung neuer Gesund-
heitsämter gesamtstaatlich zentralistisch organisiert sowie rassenhygie-
nisch ausgerichtet. Eugenische bzw. rassenhygienische Ideen waren
bereits seit dem Ersten Weltkrieg diskutiert und zum Teil während der
Weltwirtschaftskrise (1929) in die Gesundheitsgesetzgebung integriert
worden.
     Mit dem GVG sollten nun „alle Zweige des öffentlichen Gesund-
heitsdienstes“ in Gesundheitsämtern zusammengefasst und unter 
gesamtstaatliche Aufsicht gestellt werden. Die Leitung übernahm ein
Amtsarzt, dem ein ärztlicher Stellvertreter sowie Pflege- und Verwal-
tungspersonal zur Seite standen. Einige Arbeitsbereiche blieben weit-
gehend unangetastet: die gesundheitspolizeiliche Aufsicht im Amtsbezirk,
die gesundheitliche Aufklärung der Bevölkerung, die Gesundheitsfürsorge,
die Säuglings- und Mütterfürsorge, die Tbc-Fürsorge und die Schul-
gesundheitspflege.
     Als neuer Bereich kamen jene Tätigkeiten hinzu, mit denen die na-
tionalsozialistische Ideologie der „Erb- und Rassenpflege“ umgesetzt
wurde. So sollten Gesundheitsämter eigene „Beratungsstellen für Erb-
und Rassenpflege“ einrichten. 
     Gesetze und Runderlasse bildeten die rechtliche Basis für den Aufbau
umfangreicher Datenbanken, in denen Amtsärzte ihre Untersuchungs-
ergebnisse sowie Daten der Standes-, Einwohner- und Jugendämter oder
Parteidienststellen sammelten und personen- bzw. familienbezogen zu-
sammenführten.
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Der Öffentliche Gesundheitsdienst 
im Nationalsozialismus (2)

Übersicht zur Tätigkeit der Gesundheits-
ämter, 1937. (Der Öffentliche Gesund-
heitsdienst, 4. Jg., 1938/39, Teil A, S.
181)

Luftschutzübung in Berlin, Unter den
Linden, 20. März 1937. Die Leiter der
Gesundheitsämter waren in aller Regel
auch die leitenden Luftschutzärzte und
beaufsichtigten die Luftschutzübungen.
(Bundesarchiv Bild 102-17786 / Foto:
Georg Pahl) 

Ärztliche Untersuchung des Jung-
volks der Hitlerjugend Jahrgang 1927
im Gesundheitsamt Berlin-Kreuzberg,
1937. (akg-images)

Monatlicher Bericht von Walter Dracklé (geb. 1897), Leiter des staatlichen Gesundheits-
amtes des Stadtkreises Gotha, über die gesundheitliche Betreuung der Zivilbevölkerung
vom 7.10.1943. (Landesarchiv Thüringen – Hauptstaatsarchiv Weimar, Thüringisches 
Ministerium des Innern E 740, Bl. 162r)
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Am 1. April 1935 nahmen die neuen Gesundheitsämter ihre Arbeit auf.
1935 gab es 740 Gesundheitsämter im Deutschen Reich (ohne das Saar-
land), von denen sich 640 in staatlicher und 100 vollständig oder teilweise
in kommunaler Trägerschaft befanden.
     Die Anfangszeit der neuen Gesundheitsämter war geprägt von un-
zureichender Finanzierung, schlechter Ausstattung und Personalknapp-
heit. Auch fehlten Ärzte, die die notwendige staatsärztliche Prüfung
nachweisen konnten. Kompetenzstreitigkeiten mit anderen, von Staat
und Partei neu geschaffenen Einrichtungen hemmten mancherorts eine
Zusammenarbeit. Dies betraf z. B. das Verhältnis zu den Gesundheits-
einrichtungen der NSDAP, zum Reichsarbeitsdienst, zur Polizei und zu
den Arbeitsämtern oder Sozialversicherungsträgern. 
     Im Zuge der Mitte der 1930er Jahre einsetzenden Kriegsvorbereitun-
gen gewannen die Förderung der Gesundheit als „wertvollstes Kapital“
des deutschen Volkes und der Erhalt der „Arbeits- und Wehrfähigkeit“
in der Arbeit der Gesundheitsämter an Bedeutung. Leitende Amtsärzte
übernahmen außerdem die Funktion des leitenden Luftschutzarztes. 
     Mit Kriegsbeginn nahm die Verhinderung von Epidemien und damit
die Bekämpfung übertragbarer Krankheiten breiten Raum ein. Da den
ins Deutsche Reich deportierten Zwangsarbeitern und Kriegsgefangenen
die „Einschleppung“ epidemischer Krankheiten zugeschrieben wurde,
waren die Gesundheitsämter zunehmend mit der „seuchenhygienischen“
Kontrolle und Überwachung dieser Menschen befasst.
     Um Gesundheitsgefährdungen durch Verunreinigungen von Wasser,
Boden und Luft abzuwehren, wurden Mensch und Umwelt ständig kon-
trolliert. Aufgabe der Gesundheitsämter war es, die medizinische Ver-
sorgung der Bevölkerung durch Ärzte, medizinisches Personal sowie
Krankenhäuser sicher zu stellen – auch in den Zwangsarbeiterlagern.
Die Gesundheitssicherung der deutschen Zivilbevölkerung stand allerdings
im Vordergrund aller Maßnahmen. 
     Kriegsbedingt fehlte es bald an Personal: Im Jahr 1940 wurden von
den 2.015 hauptamtlich tätigen Amtsärzten 387 zum Kriegsdienst ein-
gezogen und 157 in die von der deutschen Wehrmacht besetzten Gebiete
versetzt.
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Die Staatliche Gesundheitsverwaltung
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Organigramm des Öffentlichen Gesundheitsdienstes, 1935. (Arthur Gütt, Der öffentliche
Gesundheitsdienst, Berlin 1935, Einlage nach S. 26)

Arthur Gütt (1891–1949), o.D. [um 1938]. (Titelblatt der Zeitschrift „Der Öffentliche Ge-
sundheitsdienst“, 4. Jg., 1938/39, Teil A, Heft 22)

Leonardo Conti (1900–1945), o.D. [um 1938]. (Titelblatt der Zeitschrift „Der Öffentliche
Gesundheitsdienst“, 5. Jg., 1939/40, Teil A, Heft 11)
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Mit dem „Gesetz über den Neuaufbau des Reichs“ (1934) sowie der
„Deutschen Gemeindeordnung“ (1935) zog die NS-Regierung die Ho-
heitsrechte über die Bundesländer an sich und strukturierte die öffentliche
Verwaltung neu. Die Landesregierungen wurden zu Reichsbehörden, die
Landesminister den Reichsministern unterstellt. Die Abteilung Volks-
gesundheit im Reichsinnenministerium wurde für das Gesundheitswesen
zuständig und zur obersten Aufsichtsbehörde der Gesundheitsämter.
     Arthur Gütt (1891–1949), ehemaliger Kreisarzt und NSDAP-Mitglied,
der bereits in der Weimarer Republik eine erb- und rassenhygienisch
ausgerichtete Gesundheitspolitik propagierte hatte, wurde 1934 zum
ersten Leiter dieser Abteilung. 1939 folgte ihm der Stadtmedizinalrat
Leonardo Conti (1900–1945), seit 1927 NSDAP-Mitglied. 
     Die Abteilung Volksgesundheit bearbeitete die Sachgebiete „Erb-
und Rassenpflege“, Gesundheitsfürsorge, die „gesamten Angelegen -
heiten der staatlichen Medizinalbeamten“, Seuchenbekämpfung, Kran-
ken-, Heil- und Pflegeanstalten. Auf Länderebene waren die Abteilungen
für Gesundheit der Landesinnenministerien zuständig. Ihre Arbeitsgebiete
waren vergleichbar mit denen des Reiches. 
     In Württemberg leitete seit Oktober 1933 Eugen Stähle (1890–1948),
Facharzt für Innere- und Nervenkrankheiten, die Gesundheitsabteilung
des Innenministeriums. Stähle war seit den 1920er Jahren Mitglied und
seit 1932/33 Abgeordneter der NSDAP im Reichstag. Als Leiter des Amtes
für Volksgesundheit (1934), Vorsitzender des Württembergischen Ärzte-
verbandes und Mitglied des NS-Ärztebundes beeinflusste er maßgeblich
gesundheitspolitische Entscheidungen. 
     In Thüringen lag die Dienstaufsicht über die Gesundheitsämter im
Innenministerium bei der Abteilung Wohlfahrt- und Gesundheitswesen.
Deren Leiter war ab 1933 Ministerialrat Karl Oskar Klipp (geb. 1898),
Mitglied der NSDAP, Abgeordneter im Reichstag und Multifunktionär
des NS-Gesundheitswesens. Sein Nachfolger wurde 1936 Karl Astel
(1898–1945), Leiter des Thüringischen Landesamtes für Rassenwesen
sowie Professor für „menschliche Züchtungslehre und Vererbungsfor-
schung“ der Universität Jena. Astel, einer der militantesten Vertreter
rassenhygienischer Programmatik, nutzte diese Ämter, um „erbbiologi-
sche Forschung“ mit amtsärztlicher Praxis zu verbinden. In Thüringen
wurden sämtliche Untersuchungsergebnisse der Gesundheitsämter an
das Landesamt weitergeleitet, zentral erfasst und auswertet. In Würt-
temberg verblieben die „erbbiologischen“ Daten lediglich in den Ge-
sundheitsämtern.
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Das Gesundheitsamt und sein Personal

Verfügung des Berufsverbots gegen Emilie Levi, September/November 1933. (Hauptstaats-
archiv Stuttgart, E 151/42)

Emilie Levy (1886–1942), o.D. [um 1925]. Levy war Gesundheitsfürsorgerin beim Städti-
schen Gesundheitsamt Stuttgart. Gegen sie als Jüdin verhängte die Stadt Stuttgart 1933
ein Berufsverbot. Ende 1941 musste sie in das Jüdische Altersheim auf Schloss Eschenau
umziehen, wo sie im Januar 1942 starb. (Staatsarchiv Ludwigsburg, F 215 Bue 183)

Herbert Graner (geb. 1887), o.D. [um 1950]. Graner war ab 1924 Amtsarzt in Württemberg,
von 1931 bis 1952 Amtsarzt in Heilbronn. (Hauptstaatsarchiv Stuttgart, Personalakten, EA
2-150 Bue 505)

Auszug aus dem Personalfragebogen von Herbert Graner, 1943. (Hauptstaatsarchiv Stutt-
gart, Personalakten, EA 2-150 Bue 505) 



Bei der Durchsetzung einer nationalsozialistischen Gesundheitspolitik
war das Gesundheitsamt als alleiniger Träger des öffentlichen Gesund-
heitsdienstes von zentraler Bedeutung. Die Gesundheitsämter waren in
den Stadt- und Landkreisen auf der unteren Verwaltungsebene angesie-
delt und den Landesregierungen als Aufsichtsbehörde unterstellt, die
durch regelmäßige Visitationen die Arbeit vor Ort kontrollierten. Neben
dem Amtsarzt als leitendem Beamten waren, je nach Einwohnerzahl
und Problemlagen, Hilfsärzte, Gesundheitsaufseher, medizinisch-tech-
nische Gehilfinnen und Assistentinnen, Gesundheitspflegerinnen, Des-
infektoren sowie Bürokräfte im Gesundheitsamt tätig. 
     Nach der Machteroberung durch die Nationalsozialisten wurden die
Gesundheitsämter wie der gesamte öffentliche Dienst personell „ge-
säubert“. Auf Basis des „Gesetzes zur Wiederherstellung des Berufs-
beamtentums“ vom 7. April 1933 erhielten vor allem jüdische Mitarbeiter,
aber auch Anhänger der linken Arbeiterparteien und andere politische
Gegner der NSDAP ein Berufsverbot. In Thüringen musste beispielsweise
der jüdische Kreisarzt Fritz Noack (1890–1968) aus dem Staatsdienst
ausscheiden. Im Stuttgarter Gesundheitsamt wurde die Gesundheitsfür-
sorgerin Emilie Levi (1886–1942) zwangsweise „in den Ruhestand ver-
setzt“, weil sie Jüdin war. 
     Der Großteil der Amtsärzte blieb nach 1933 im Amt, die meisten 
waren, soweit bekannt, politisch konservativ oder deutschnational ein-
gestellt. Ihnen kam in der nationalsozialistischen Gesundheitspolitik eine
Schlüsselrolle zu, die zugleich Anerkennung als auch Machtzuwachs be-
deutete. 
     Im Vergleich zu anderen Berufsgruppen wiesen Ärzte allgemein die
höchste Affinität zum Nationalsozialismus auf. So gehörten in den Ge-
sundheitsämtern in Württemberg 64% und in Thüringen 73% der Ärzte
der NSDAP an. Eine positive Einstellung gegenüber der staatlichen Ge-
sundheitspolitik lässt sich u.a. aus ihren nebenamtlichen Tätigkeiten als
Vertrauens-, Betriebs- oder Lagerärzte in NS-Einrichtungen wie dem
Hauptamt für Volksgesundheit, dem Rassenpolitischen Amt der NSDAP,
den Gesundheitsdiensten von BDM, HJ, der Deutschen Arbeitsfront oder
der NS-Volkswohlfahrt ablesen.
     Obwohl Amtsärzte die zentralen Akteure in den Gesundheitsämtern
und bei der Umsetzung der staatlichen Gesundheitspolitik waren, ent-
sprach ihre berufliche Situation nicht dieser Bedeutung: Sie war gekenn-
zeichnet durch eine relativ geringe Grundbesoldung, hohe Anforderungen
an das Ausbildungsprofil und geringe Aufstiegschancen – gerade für
Ärztinnen – bei gleichzeitiger Ausweitung der Tätigkeitsbereiche, schlech-
ter Ausstattung und Personalknappheit in den Gesundheitsämtern.
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Gesundheitsamt 
und Zwangssterilisation (1)

Alfred Gastpar (1873–1944) und Karl
Lempp (1881–1960) im Städtischen Ge-
sundheitsamt Stuttgart, Juni 1925. (Stadt-
archiv Stuttgart FM 197/20)

Antrag auf Unfruchtbarmachung des Ge-
sundheitsamtes Stuttgart für Erwin Z.
vom 6. Juni 1936. Als Antragsteller unter-
zeichnet Karl Lempp, 1935 stellvertreten-
der Leiter des Gesundheitsamtes. Er
stellte zahlreiche Anträge auf Zwangsste-
rilisation. (Stadtarchiv Stuttgart, Erb-
gesundheitssachen, Nr. 2435)
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Das „Gesetz zur Verhütung erbkranken Nachwuchses“ vom 14. Juli
1933 legitimierte die Zwangssterilisation von Menschen, die nach einem
Indikationskatalog vorgeblich von „erblich bedingten“ Krankheiten be-
troffen waren. Dazu zählten u.a. kognitive Einschränkungen, Schizophre-
nie, manisch-depressive Erkrankungen, Epilepsie, aber auch Taubheit
und Blindheit sowie schwere körperliche Behinderungen und Alkoholis-
mus.
     Das Gesundheitsamt war mit dem dort tätigen Amtsarzt maßgeblich
für die Umsetzung dieses Gesetzes verantwortlich. Hier gingen die An-
zeigen von Ärzten, Fürsorgerinnen, Hebammen, Heilpraktikern und an-
deren Beschäftigten in Gesundheitsberufen ein. Sie waren bei Verdacht
auf „Erbkrankheit“ verpflichtet, ihnen anvertraute Personen anzuzeigen.
In wenigen Fällen wurden auch Selbstanzeigen von Betroffenen oder
von deren gesetzlichen Vertreter gestellt. Die Prüfung oblag dem Amtsarzt.
Dazu konnte er die Betroffenen zu einer amtsärztlichen Untersuchung
vorladen und ggf. ergänzende Ermittlungen anstellen. Der einzelne Amts-
arzt hatte hier einen nicht zu unterschätzenden Ermessensspielraum.
Diagnostizierte er eine der im Gesetz festgelegten „Krankheiten”, leitete
er den Antrag auf Zwangssterilisation an das zuständige Erbgesund-
heitsgericht weiter, das über die Sterilisation entschied. Dem Gericht ge-
hörte neben einem Amtsrichter und einem mit „Erbgesundheitsfragen“
gut vertrautem Arzt auch ein Amtsarzt an. Gegen den Beschluss zur
Zwangssterilisation konnten die Betroffenen Beschwerde bei einem Erb-
gesundheitsobergericht einlegen. Das Gericht, dem ebenfalls ein Amtsarzt
angehörte, traf die letztgültige Entscheidung. 
     Nach einem rechtskräftigen Urteil überwachte der Amtsarzt die Um-
setzung der Gerichtsentscheidung und forderte die verurteilten Personen
auf, die Zwangssterilisation in einem von den Behörden dafür bestimmten
Krankenhaus vornehmen zu lassen. Weigerten sich die Betroffenen,
konnte der Amtsarzt polizeiliche Maßnahmen einleiten und eine zwangs-
weise Einweisung ins Krankenhaus veranlassen. Bei schwangeren Frauen,
die zur Sterilisation verurteilt worden waren, konnte ab 1935 mit dem
Eingriff bis zum 6. Monat auch ein Schwangerschaftsabbruch vorgenom-
men werden. Nach erfolgter Zwangssterilisation wurde der Amtsarzt
schriftlich informiert. Die Akten des Verfahrens verblieben im Gesund-
heitsamt, wo sie im Rahmen des „erbbiologischen Erfassungsprogramms“
weiter ausgewertet wurden.
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Gesundheitsamt 
und Zwangssterilisation (2)

Jahresbericht des Gesundheitsamtes
Stuttgart über die Durchführung des
„Gesetzes zur Verhütung erbkranken
Nachwuchses“ für 1938. (Landes-
archiv Baden-Württemberg, Haupt-
staatsarchiv Stuttgart, E 151/53 Bü
163, Bl. 666) Auszug aus einem Interview mit Frau Minkus

für den TV-Film „Nazi-Unrecht an Gehörlosen“,
Bayerischer Rundfunk, 1981 u. 1982. (Abge-
druckt in: Horst Biesold, Klagende Hände. Be-
troffenheit und Spätfolgen in bezug auf das
Gesetz zur Verhütung erbkranken Nachwuch-
ses, dargestellt am Beispiel der Taubstummen.
Solms-Oberbiel 1988, S. 47)
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„Ich für meine Person bin auch bei den Nazis ste-
rilisiert worden, und zwar erstens haben meine El-
tern einen Brief bekommen vom Gesundheitsamt,
dass ich unbedingt sterilisiert werden sollte. Aber
meine Eltern und meine Verwandten sind nicht
dafür und haben das beim Amtsgericht dementiert
mit einem Schreiben. Da war ein Gerichtstermin.
Wir alle kamen dort hin, und dort wurde ich zum
Trotz zur Sterilisation verurteilt. Meine Mama sollte
auch mit sterilisiert werden. Aber meine Mama
stand in den Wechseljahren. Sie hat unterschreiben
müssen, dass sie kein viertes Kind machen sollte.
Man hat unterschrieben. Aber ich möchte nicht ste-
rilisiert werden. Ich habe viel geweint. Da hatte ich
einen Sterilisationstermin bekommen. Dort bin ich
hingekommen. Wenn ich nicht hinwollte, würde ich
mit dem Polizeiauto abgeholt. Das wollten meine
Eltern vermeiden. Darum mussten wir hin. In dem
Zimmer, wo ich war, hat die Schwester mich ein-
gesperrt, weil ich immer fliehen wollte. Ich wollte
gar nicht … Und in der nächsten Nacht hat die
Schwester mir vier Spritzen gegeben, weil ich un-
ruhig war. Nachdem ich eingeschlafen war, bin ich
rausgefahren worden. Ich habe das gespürt, dass
ich gefahren wurde. Ich war ein bisschen betäubt.
Nach der Sterilisation war ich in der Intensivstation,
und die Schwestern kamen zu mir und haben auch
geweint.“ 



Zum 1. Januar 1934 trat das „Gesetz zur Verhütung erbkranken Nach-
wuchses“ in Kraft. Die genaue Anzahl der Menschen, die auf dessen
Grundlage bis zur Befreiung von der NS-Diktatur 1945 zwangssterilisiert
wurden, ist nicht bekannt. Schätzungen belaufen sich auf 300.000 bis
400.000 Menschen. Etwa 5.000 von ihnen – mehrheitlich Frauen – star-
ben an den Folgen des Zwangseingriffs.
     Die Quote der von den Zwangssterilisationen Betroffenen fiel regional
und zwischen einzelnen Gesundheitsämtern sehr unterschiedlich aus. 
     Regionale Unterschiede lassen sich u.a. auf die Forderungen und
Vorgaben der Gesundheitsverwaltungen der jeweiligen Länder zurück-
führen. Die württembergische Verwaltung verfolgte mit Rücksicht auf
Proteste in der Bevölkerung einen zurückhaltenden Kurs und übte wenig
Druck auf die Gesundheitsämter aus. In Thüringen wurde hingegen ein
eigenes „Landesamt für Rassewesen“ gegründet, das in Fragen der
„Erb- und Rassenpflege“ die Aufsicht über die Gesundheitsämter hatte
und auf eine strikte Anwendung des Gesetzes achtete. Die unterschied-
liche Gewichtung der vielfältigen Aufgaben und die personelle Ausstat-
tung der Gesundheitsämter vor Ort spielten ebenfalls eine Rolle. Und
schließlich beeinflusste die persönliche Einstellung des einzelnen Amts-
arztes zur „Erb- und Rassenpflege“ ihr konkretes Handeln: Katholische
Amtsärzte leiteten beispielsweise deutlich seltener Verfahren zur Zwangs-
sterilisation ein, da Papst Pius XI. mit der Enzyklika Casti Connubii (1930)
Sterilisationen untersagt hatte.
     In der Bevölkerung regte sich bald Protest gegen die Verfahren zur
Zwangssterilisation.Es gab viele Beschwerden über ungerechte Behand-
lung und Fehldiagnosen. Die Untersuchungen der Amtsärzte wurden als
einschüchternd, schematisch und oberflächlich empfunden. Viele Betrof-
fene beschwerten sich persönlich bei der Führung der NSDAP oder bei
Regierungsstellen – fast immer ohne Erfolg. Der Zwangseingriff und die
damit verbundene Kinderlosigkeit wirkten oftmals traumatisierend und
zogen psychische und physische Leiden nach sich. Betroffene fühlten
sich entwürdigt und stigmatisiert. Noch 1987 hielt eine Frau fest: „[Ich]
habe mein ganzes Leben sehr darunter gelitten u. doch … aus Scham
nicht darüber gesprochen.“
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Gesundheitsamt und Eheberatung

Tafel aus der Propaganda-Ausstellung „Blut und Rasse“, o.D. [um 1936]. Der Text lautet:
Deutsche Frauen / Ihr seid die Hüterinnen der Blutsreinheit. / Nicht diese … sondern diese
… sind die Männer der Zukunft. (Deutsches Hygiene-Museum, DHMD 2006/393.4)

Tafel aus der Propaganda-Ausstellung „Blut und Rasse“, o.D. [um 1936]. Der Text lautet:
Deutsche Männer / Achtet die Frauen! / Sie sind die Mütter Eurer Kinder. / Nicht diese …
sondern diese … sind die Mütter kommender Geschlechter. (Deutsches Hygiene-Museum,
DHMD 2006/393.3)

„Die Eheberatung“. Aus der der Lichtbildreihe „Vererbung, Rassenhygiene“ des Deutschen
Hygiene-Museums, o.D. [um 1923]. (Deutsches Hygiene-Museum, DHMD 2002/1386)

Ausschnitt aus einem Schaubild zum „Ehegesundheitsgesetz“. (Deutsches Gold. Gesundes
Leben – Frohes Schaffen. München 1942, S. 631)
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Im Rahmen der „Erb- und Rassenpflege“ führten Amtsärzte in den Ge-
sundheitsämtern auch „erbbiologisch“ ausgerichtete Eheberatungen
durch. Als „Eheberater“ kamen nur diejenigen in Frage, die „über ein
ausreichendes Wissen auf dem Gebiete der Erb- und Rassenpflege“ ver-
fügten und zudem „auf dem Boden der nationalsozialistischen Welt-
anschauung“ standen (§ 52, 3. DVO, GVG). Die zentrale Aufgabe der
Eheberatung war es, „Erbgesundheit und Rassenreinheit“ der Ehepartner
und ihrer Familien festzustellen, Empfehlungen für die Eheschließung
und Familienplanung auszusprechen sowie Gutachten für Ehestands-
darlehen zu erstellen. Partner mit „wertvollem Erbgut“ sollten ermuntert
werden, zu heiraten und Kinder zu bekommen. Ihnen wurden, falls das
Ehestandsdarlehen bewilligt worden war, für jedes lebend geborene
Kind 25 Prozent des Ehestandsdarlehens erlassen. Partner mit „schlech-
tem Erbgut“ sollten hingegen von Eheschließung und Fortpflanzung 
abgehalten und von finanzieller Förderung ausgeschlossen werden. 
Mit dieser Zielsetzung knüpfte die Eheberatung der Gesundheitsämter
an die Arbeit von Familien- und Sexualberatungsstellen der Weimarer
Republik an. 
     Mit dem „Gesetz zum Schutze der Erbgesundheit des deutschen Vol-
kes“ vom 18. Oktober 1935 wurde die Eheberatung und damit „erb-
gesundheitliche“ Kontrolle aller Verlobten zur Pflicht gemacht. Laut 
Gesetz mussten alle Paare vor der Heirat ein „Ehetauglichkeitszeugnis“
des Gesundheitsamtes vorlegen, das die „Erbgesundheit“ bescheinigte.
Nur „erbgesunde“ Menschen sollten noch miteinander die Ehe schließen
dürfen, Ehen zwischen „erbgesunden“ und „erbkranken“ Partnern wur-
den verboten. Die Regelung kam allerdings nicht zum Tragen – aus
„technischen“ Gründen, wie es in den zeitgenössischen Quellen heißt.
Ausschlaggebend dürfte hingegen der große Aufwand für die notwendi-
gen Untersuchungen und die Erfassung der Daten gewesen sein. Den
Gesundheitsämtern fehlte für diese Aufgabe das erforderliche Personal.
„Ehetauglichkeitszeugnisse“ wurden dennoch in Einzelfällen verlangt.
Falls der Standesbeamte Zweifel an der „Erbgesundheit“ der Verlobten
hatte, konnte er die Vorlage der amtlichen Bescheinigung anordnen.
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Gesundheitsamt 
und „Erbbestandsaufnahme“ 

Die „Erbkartei“ der Abteilung Erb- und Rassenpflege des Gesundheitsamtes Frankfurt a.M.,
1937. (Historisches Museum Frankfurt) 

Das Archiv der Abteilung Erb- und Rassenpflege des Gesundheitsamtes Frankfurt a.M., 1937.
(Historisches Museum Frankfurt)

„Erbkarteikarte“ für B. O., 1937. (Archiv des Gesundheitsamtes Neuburg-Schrobenhausen)

Richtlinien für die Durchführung der Erbbestandsaufnahme. (Arthur Gütt, Der öffentliche Ge-
sundheitsdienst, 2. Aufl. Berlin 1939, S. 577)

24 Institut für Geschichte der Medizin und Ethik in der Medizin, Charité – Universitätsmedizin Berlin



Die Gesundheitsämter waren die zentrale Stelle zur „Erbbestandsauf-
nahme“ der gesamten Bevölkerung. Ziel war es, alle „erbbiologisch“
relevanten Untersuchungsergebnisse und Erkenntnisse zusammenzufüh-
ren, zu archivieren und systematisch aufzubereiten. Grundlage hierfür
waren die bei den Gesundheitsämtern zu unterschiedlichen Anlässen –
von der Mütter- und Säuglingsfürsorge bis zur Eheberatung – erhobenen
Daten. Sie sollten möglichst ergänzt werden durch „erbbiologisch“ 
relevante Informationen von anderen Stellen: Standes- und Wohlfahrts-
ämtern, Schulen, Polizeibehörden, dem Amt für Volksgesundheitspflege
der NSDAP und niedergelassenen Ärzten. Die Daten jeder Person wurden
in einer „Erbkartei“ zusammengefasst, die aus einer Wohnort- und 
Geburtsortkartei bestand. 
     Beide Karteien wurden im Gesundheitsamt geführt. Die Geburtsort-
kartei war ortsgebunden und verzeichnete jene Personen, die an diesem
Ort geboren worden waren mit ihren späteren Wohnsitzen. In der Wohn-
ortkartei wurden die Daten jener erfasst die an diesem Ort wohnten,
also auch der Zugezogenen. Beide Datenbanken waren durch Querver-
weise verbunden. Die Wohnortkartei dokumentierte jeweils konkrete
Informationen und Untersuchungsergebnisse über den sozialen und ge-
sundheitlichen Status einer Person sowie seine familiären Daten. In der
Verbindung beider Karteien entstand ein umfassendes Bild aller erfassten
Personen. Beide Karteien konnten zusätzlich mit der „Sippenkartei“ ver-
knüpft werden, in der auf Basis eines „Sippenfragebogens“ gesundheit-
liche Informationen über eine Familie bis zur Großelterngeneration erfasst
wurden. Auf diese Weise konnte die „Erbbestandsaufnahme“ von Ein-
zelpersonen und ihren engeren Familien „vervollständigt“ und auf ganze
Personengruppen ausgedehnt werden. 
     Mangels personeller und finanzieller Ressourcen waren die Gesund-
heitsämter mit dieser zentralen Erfassung überfordert. Zudem verschoben
sich infolge des Krieges ihre Arbeitsschwerpunkte, die „Erbbestandsauf-
nahme“ rückte in den Hintergrund.
     Welchen Umfang sie annehmen konnte, zeigt eindrücklich das Beispiel
Stuttgart: 1942 waren bei einer Einwohnerzahl von rund 500.000 mehr
als 384.000 Menschen in der Wohnortkartei und knapp 68.000 Menschen
in der Geburtsortkartei erfasst. Hinzu kamen circa 29.000 „Sippenakten“.
Ein Bericht zählt detailliert den erfassten Personenkreis auf: „Erbkranke,
Angehörige der Erbkranken, Ehestanddarlehensbewerber, Ehrenpaten,
Kinderbeihilfen, Ausbildungsbeihilfen, Ehetauglichkeitsuntersuchungen,
Hilfsschüler, Köperbehinderte, Anstaltsinsassen, Mißgeburten, Ehebera-
tung, Schwangerschaftsunterbrechungen, Fehlgeburten.“ 
     Die Erfassung bei den Gesundheitsämtern konnte für diese Menschen
im Rahmen von „Euthanasie“ und rassistisch motivierter Verfolgung
tödliche Folgen haben.
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Gesundheitsamt 
und Tuberkulose-Bekämpfung

Reihenuntersuchung im Röntgenraum eines Ber-
liner Gesundheitsamtes, Januar 1944. (Bundes-
archiv Bild 183-J8972 / Foto: Hoffmann)

Polizeiliche Verfügung an M. P. zur Zwangsein-
weisung in die „Abteilung für asoziale Offentu-
berkulose“ in die Landesheilanstalten Stadtroda,
25. November 1935. P. starb im August 1940.
(Landesarchiv Thüringen – Hauptstaatsarchiv
Weimar, NS-Archiv des MfS EVZ II 42 Akte 6, Bl.
11r)
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Die Tuberkulose (Tbc) war seit Mitte des 19. Jahrhunderts eine der weit-
verbreiteten Infektionskrankheiten. Prävention und Fürsorge für die Er-
krankten übernahmen staatliche, kommunale und private Einrichtungen.
Mit dem „Gesetz über die Vereinheitlichung des Gesundheitswesens“
(GVG) wurde die Tbc-Bekämpfung und -Fürsorge ab 1935 als Teil der
Seuchenbekämpfung zur Pflichtaufgabe der Gesundheitsämter. Sie sollten
spezielle Tuberkulosefürsorgestellen aufbauen und mit den erforderlichen
technischen Geräten wie Röntgenapparaten ausstatten.
     Im Falle einer anzeigepflichtigen Tbc-Erkrankung musste das Ge-
sundheitsamt den Umfang der Ansteckungsgefahr ermitteln, Maßnahmen
gegen die Weiterverbreitung ergreifen sowie die Erkrankten laufend
überwachen, beraten und Heilbehandlungen einleiten. Zudem konnte
es gegen einzelne erkrankte Zwangsmaßnahmen ergreifen und sie z.B.
in geschlossene Einrichtungen einweisen. 
     Unter den spezifischen Bedingungen des NS-Staates wandelte sich
die Bekämpfung der Tbc zunehmend in eine Bekämpfung der Tbc-Kranken
– vor allem der schwer und chronisch Erkrankten. Sie konnten von Un-
terstützungen wie Ehestandsdarlehen oder von Eheschließungen an sich
ausgeschlossen werden. Es war Aufgabe der Gesundheitsämter, die ge-
sundheitliche „Ehetauglichkeit“ zu überprüfen und ggf. eine Bescheini-
gung zu verweigern. 
     Neue Röntgen-Technologien ermöglichten ab 1938 systematische
Reihenuntersuchungen der Bevölkerung. Ziel war es jetzt, einen „Volks-
röntgenkataster“ aufzustellen, um möglichst alle Tbc-Kranken zu regis-
trieren. Reihenuntersuchungen in großem Stil fanden in Mecklenburg,
Westfalen und in Württemberg statt. Im Ergebnis stieg die Anzahl der
registrierten Tbc-Kranken deutlich an, weil viele noch nicht bekannte
Krankheitsfälle entdeckt wurden. In Stuttgart beispielsweise stieg die
Anzahl der Tbc-Kranken und -Gefährdeten um 47 Prozent auf 4 Prozent
der Bevölkerung (18.000 Menschen). 
     Mangels erfolgreicher Heilmethoden blieb eine angemessene Be-
handlung schwierig, und kriegsbedingt verschärfte sich der Umgang mit
den Tbc-Kranken: Angesichts des Arbeitskräftemangels wurden sie nun
trotz möglicher Ansteckungsgefahren zur Arbeit verpflichtet. Die Ge-
sundheitsämter begutachteten die Arbeitsfähigkeit. Schwer Erkrankte,
die als „asoziale Bazillenstreuer“ diffamiert wurden, konnten in gefäng-
nisartige, geschlossene Einrichtungen wie die Thüringischen Landes -
heilanstalten Stadtroda eingewiesen werden. Dort wurden viele der als 
„sozial wertlos“ eingestuften Kranken durch gezielte Vernachlässigung
und unzureichende Ernährung ermordet. 
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Gesundheitsamt und Familienfürsorge

Auszug aus den „Richtlinien für den Betrieb und die Einrichtung einer Beratungsstelle für
Säuglinge und Kleinkinder“, o.D. [1937/38]. (Stadtarchiv Stuttgart 202-1968) 

Werbeplakat für die Mütterberatung, herausgegeben von der Gauleitung Baden der NSDAP,
1940/44. (Bundesarchiv Plak 003-015-012) 

Verleihung des Mutterkreuzes für kinderreiche Mütter, 1943. (Bundesarchiv Bild 146-1977-
008-01A/Fotograf: o. Ang.)
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Die Gesundheitsämter waren in vielfältiger Weise in die staatlichen Maß-
nahmen der Familienfürsorge und -förderung eingebunden. 
     Zu ihren wichtigen Aufgaben gehörten die Mütterberatung und 
die Säuglings- und Kleinkinderfürsorge. Bevölkerungspolitisches Ziel
war es, möglichst alle schwangeren Frauen, Säuglinge und Kleinkinder
zu erfassen und eine regelmäßige gesundheitliche Überwachung und
ärztliche Beratung sicherzustellen. Dafür sollte jedes Gesundheitsamt
entsprechende Beratungsstellen einrichten, öffentliche Sprechstunden
anbieten und ergänzend Hausbesuche durchführen. 
     Die Beratungen dienten der umfassenden Aufklärung über Fragen
der gesunden Ernährung, der Hygiene, der Gesundheitsvorsorge, über
Kinderkrankheiten, aber auch über soziale Unterstützungsmaßnahmen.
Der Gesundheitszustand der Säuglinge und Kleinkinder sollte regelmäßig
kontrolliert werden, bei Säuglingen bis zum 3. Monat möglichst alle acht
Tage, bis zum 1. Lebensjahr alle vier Wochen und danach alle drei Mo-
nate. Für jedes erfasste Kind wurde ein Gesundheitsbogen angelegt, der
alle Gesundheitsdaten dokumentierte. 
     Die Tätigkeit der Gesundheitsämter in den Beratungsstellen war
zwiespältig, zumal Mütterberatung und Säuglings- und Kleinkinderfür-
sorge den Grundsätzen der „Erb- und Rassenpflege“ verpflichtet waren:
Einerseits förderten sie die Gesundheit der Mütter und Kinder, anderer-
seits war die Hilfe mit Kontrolle und Zwang verbunden. „Erbgesunde“
und „rassenreine“ Familien erhielten besondere Unterstützung, „erb-
kranke“ und „nichtarische“ Familien wurden weniger betreut. Ihre ge-
sammelten Daten konnten bei Zwangssterilisationen oder Mordaktionen
(„Euthanasie“) gegen sie verwendet werden.
     Auch bei anderen Maßnahmen zur Förderung der Familien spielten
Gesundheitsämter eine bedeutende Rolle: Sie erstellten „erbbiologische“
Gutachten im Zusammenhang mit der Gewährung von Unterstützungs-
leistungen. Die Gutachten entschieden über „gute“ oder „schlechte“
Erbanlagen und damit über staatliche Unterstützung wie Kinder- und
Ausbildungsbeihilfen, Ehrenpatenschaften, die Verleihung des Mutter-
kreuzes oder die Hausbauförderung bei Stadtrandsiedlern. 
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Gesundheitsamt und „Kindereuthanasie“

Schreiben des „Reichsausschusses” zur Einweisung eines
Kindes in die Kinderfachabteilung Stuttgart an den Leiter
des Staatlichen Gesundheitsamtes Wolfach, 1944. (Staats-
anwaltschaft Gera, AZ: 401AR 226/00) 

Gerda Metzger (1939–1943), ermordet im Städtischen Kin-
derkrankenhaus. (Heimatmuseum Flacht)

Stolperstein für Gerda Metzger in der Türlenstr. 22, nahe
dem Standort des Städtischen Kinderkrankenhauses. (Foto:
Lutz Kaelber)

Karl Lempp (1881–1960), ab 1915 leitender Arzt der Städ-
tischen Kinderheime (später: Städtisches Kinderkranken-
haus) in Stuttgart und ab 1935 stellvertretender Leiter des
Städtischen Gesundheitsamtes Stuttgart, o,D. [um 1925].
(Staatsarchiv Ludwigsburg, F 215, Bü 330)
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Die Mordaktion an behinderten Kindern und Säuglingen wurde mit
einem Geheimerlass des Reichsministers des Innern vom 18. August 1939
eingeleitet. Der Erlass schrieb vor, körperlich oder geistig behinderte Neu-
geborene und Kinder bis zu drei Jahren bei den örtlichen Gesundheits-
ämtern zu melden. Hebammen, Ärzte in Entbindungsheimen und
Geburtsabteilungen von Krankenhäusern sowie behandelnde Haus- und
Fachärzte wurden zur Meldung verpflichtet. Die Hebammen erhielten für
jede Meldung eine „Prämie“ von zwei Reichsmark. 
     Der Amtsarzt überprüfte die Richtigkeit der Meldung, ergänzte, wenn
nötig, den Befund und erstattete Bericht an den „Reichsausschuss zur
wissenschaftlichen Erfassung von erb- und anlagebedingten schweren
Leiden“ in Berlin. Nach einer Vorauswahl entschied der mit drei Ärzten
besetzte „Gutachterausschuss“ nach Aktenlage über das weitere
Schicksal der Kinder. Er konnte „keine weiteren Maßnahmen“ oder die
Einweisung zur „Behandlung“ oder „Beobachtung“ in sogenannte
„Kinderfachabteilungen“ anordnen, die an Heil- und Pflegeanstalten
und Krankenhäusern eingerichtet worden waren. „Behandlung“ bedeu-
tete die gezielte Ermordung des Kindes, „Beobachtung“ die Vertagung
der Entscheidung über die Ermordung nach erneuter „Begutachtung“. 
     Die ordnungsgemäße Einweisung mussten die Gesundheitsämter vor
Ort sicherstellen. Widersetzten sich die Erziehungsberechtigten der Kin-
der, sollten die Amtsärzte Druck ausüben und die Einweisung als medi-
zinisch notwendig und hilfreich darstellen. 
     Diese „Kinderfachabteilungen“ waren, anders als der Name ver-
muten lässt, keine auf Kinderheilkunde spezialisierte Abteilungen. Sie
waren getarnte Einrichtungen für die gezielte Ermordung von Kindern
mit Behinderungen. Die Tötung erfolgte durch Überdosen von Medika-
menten und/oder unzureichende Pflege und Versorgung mit Nahrungs-
mitteln. Zu den Opfern zählten nicht nur Kinder bis zu drei Jahren, wie
in dem Erlass festgehalten, sondern auch ältere Kinder und Jugendliche.
Ihre genaue Anzahl ist nicht bekannt. Schätzungen belaufen sich auf
3.000 bis 8.000 Opfer. 
     Im Deutschen Reich gab es über 30 „Kinderfachabteilungen“. In 
Thüringen wurde eine solche Abteilung Ende 1942 in den Landesheil-
anstalten in Stadtroda eingerichtet, in Württemberg Anfang 1943 am
Städtischen Kinderkrankenhaus Stuttgart. In Stadtroda wurden über 130,
in Stuttgart über 50 Kinder ermordet.
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Gesundheitsamt und Zwangsarbeit

Bericht des Staatlichen Gesundheits-
amtes des Landkreises Gotha an den
Reichsstatthalter Thüringen über Fleck-
fiebererkrankungen in Ostarbeiterlagern
vom 20. Mai 1944. (Landesarchiv Thü-
ringen – Hauptstaatsarchiv Weimar,
Thüringisches Ministerium des Innern 
E 1472 Bl. 225 r, v)

Abtransport von Zwangsarbeiterinnen
nach Deutschland, Bahnhof Kowel/
Ukraine, Mai 1942. (Bundesarchiv, Bild
183-R70662/Fotograf: o. Ang.)
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Mit Beginn des Zweiten Weltkrieges, der wachsenden Kriegswirtschaft
und der Einberufung von Millionen von Männern zur Wehrmacht ver-
schärfte sich der Arbeitskräftemangel im Deutschen Reich. Die national-
sozialistische Regierung versuchte den Mangel durch die zwangsweise
Heranziehung von Kriegsgefangenen und Arbeitskräften aus den von der
Wehrmacht besetzten Gebieten zu kompensieren. Mehr als 13 Millionen
Menschen wurden bis 1945 zur Zwangsarbeit verpflichtet, über 2,5 Mil-
lionen von ihnen starben. Zwangsarbeiter und Zwangsarbeiterinnen wur-
den vor allem in der Landwirtschaft, der (Rüstungs-)Industrie, der
kommunalen Verwaltung, aber auch in privaten Haushalten eingesetzt.
     Die Organisation der Zwangsarbeit lag maßgeblich in den Händen
der Arbeitsämter in den besetzten Gebieten, die für Deportation und Ver-
teilung im „Altreich“ zuständig waren. Neben diesen waren auch Ge-
sundheitsämter und damit die Amtsärzte an dem System der
Zwangsarbeit beteiligt. Im Auftrag der Arbeitsämter und der Landesver-
sicherungsanstalten bewerteten sie die Arbeitsfähigkeit der Zwangsarbei-
ter, untersuchten sie in ihren Heimatländern, in Durchgangslagern und
am Bestimmungsort wiederholt auf übertragbare Krankheiten. Zudem
waren sie für die „Entlausung“ zuständig. In den Aufgabenbereich der
Gesundheitsämter fiel auch die Kontrolle der hygienischen und sonstigen
gesundheitlichen Bedingungen und der Ernährungssituation in den
Zwangsarbeiterlagern. Das vermehrte Auftreten von „Seuchen“ traf bei
den Verantwortlichen auf rassistische Stereotype und Ängste vor Epi-
demien. 
     Amtsärzte agierten somit an zentraler Stelle im System der Zwangs-
arbeit. Ihrer Stellung durchaus bewusst, kritisierten sie gegenüber örtli-
chen Behörden besonders schlechte Lebensbedingungen in Lagern oder
setzten Entscheidungen der NSDAP unter Verweis auf die Rechtslage
nicht um, was für sie selbst ohne Folgen blieb. Die Lebensbedingungen
der Menschen in den Lagern als solche standen jedoch nicht zur Disposi-
tion. Im Zentrum standen vielmehr die Verhinderung der Übertragung
von Infektionskrankheiten auf die deutsche Bevölkerung und die Erhal-
tung der Arbeitskraft der Zwangsarbeiter. Amtsärzte entschieden auch
darüber, wann eine Person nicht mehr leistungsfähig war, wann ihr eine
medizinische Versorgung gewährt oder vorzuenthalten sei, ob ausgemus-
terte Zwangsarbeiter „rückverschickt“, in ein Konzentrationslager „ver-
schubt“ oder in eine Anstalt überstellt wurden, wo sie auch Opfer der
Mordaktionen an Kranken wurden.

33Gesundheitsamt und Zwangsarbeit



Das Gesundheitsamt Weimar 
und das KZ Buchenwald

Bericht der Hygienischen Universitätsanstalt Jena an Karl Astel, Leiter des staatlichen 
Gesundheitswesens in Thüringen, vom 28.10.1939 zur „Abwassersituation“ im Umfeld des
KZ Buchenwald. (Landesarchiv Thüringen – Hauptstaatsarchiv Weimar, Thüringisches 
Ministerium des Innern E 1542, Bl. 154r)

Latrine im Kleinen Lager im KZ Buchenwald, Juni 1944. (Sammlung Gedenkstätte Buchen-
wald, 007-01.007) 

Abfallecke im Kleinen Lager im KZ Buchenwald kurz nach der Befreiung des Lagers am 
11. April 1945, links im Bild das Latrinengebäude. (Sammlung Gedenkstätte Buchenwald,
013-01.018)
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In der Nachbarschaft zur thüringischen Stadt Weimar errichtete die SS
1937 das Konzentrationslager Buchenwald. In ihm wurden politische
Gegner, Juden, Sinti, Roma und als „Gemeinschaftsfremde“ bezeichnete
Personen inhaftiert. Ab 1939 wurden Menschen aus ganz Europa nach
Buchenwald verschleppt. Insgesamt waren dort fast 280.000 Menschen
inhaftiert, von denen ca. 64.000 starben.
     Zwischen dem KZ Buchenwald und der Stadt Weimar bestand ein
enges Beziehungsgeflecht. Die örtliche Verwaltung, darunter das Gesund-
heitsamt, war auch für Belange des Lagers zuständig, allerdings waren
verschiedene amtsärztliche Zuständigkeiten den Sanitätsdiensten der SS
übertragen worden. Die SS sollte in „enger Fühlungnahme mit den Ge-
sundheitsämtern“ zusammenarbeiten, u.a. in Fragen der „Erb- und Ras-
senpflege“ und des Umgangs mit übertragbaren Krankheiten.
     In den Anfangsjahren bis zum Bau eines eigenen Lager-Krematoriums
transportierte die SS-Lagerverwaltung täglich eine große Anzahl von Lei-
chen in das städtische Krematorium, das jedoch nur für eine geringe Zahl
von Einäscherungen ausgelegt war. Die Stadtverwaltung plante eine neue
Verbrennungsanlage und band den Leiter des Gesundheitsamtes in das
Bauvorhaben als Gutachter ein. Er war nicht nur Zeuge der Leichentrans-
porte in die Stadt, sondern nahm Stellung zu Kapazitätsfragen und ge-
wann so Einblick in die Lebensbedingungen der Inhaftierten.
     Wiederholt beschäftigte sich der leitende Amtsarzt mit der Abwas-
serentsorgung des KZ Buchenwald, um eine Verbreitung von Infektions-
krankheiten zu verhindern. Mangelhafte Abwasseranlagen hatten dazu
geführt, dass 1938/39 Typhuserreger in Flüsse gelangt waren und Be-
wohner umliegender Dörfer infiziert hatten, von denen einige verstarben.
Zur Feststellung der Ursachen mahnte das Gesundheitsamt eine „enge“
Zusammenarbeit mit der SS sowie Zutritt zum KZ an und erreichte bau-
liche Verbesserungen am Abwassersystem, die aber nicht lange hinreich-
ten. Bis 1945 kam es in den Dörfern rund um Buchenwald zu weiteren
Infizierungen mit Typhus und anderen Krankheiten. Die Gutachten des
Gesundheitsamtes gehen auf die Lebensbedingungen im KZ als Ursache
für die Entstehung und Verbreitung von Krankheiten nicht ein. Die Amts-
ärzte fühlten sich allein für den Schutz der deutschen Bevölkerung ver-
antwortlich und konzentrierten sich ausschließlich auf rein technische
Maßnahmen.
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Gesundheitsverwaltung nach 1945

Mitschrift der Rede eines US-amerikanischen Gesundheitsoffiziers vor Amts- und Kreisärz-
ten des Landes Württemberg, 26. November 1945. (Stadtarchiv Stuttgart, 202 Nr. 1827)

Flüchtlinge im zerstörten Berlin, 1945. (akg-images / Sputnik)

Berliner Einwohner vor ihren zerstörten Wohnhäusern, 2. Mai 1945. (akg-images / Sput-
nik)
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Die Sicherstellung medizinischer Versorgung und ein funktionierender
Öffentlicher Gesundheitsdienst waren wichtige Ziele alliierter Politik in
allen Besatzungszonen. Die insbesondere in den Städten stark geschä-
digte Infrastruktur, Wohnraummangel, Lebensmittelknappheit und Mi-
grationsbewegungen (Displaced Persons, Flüchtlinge, Kriegsgefangene
und Kriegsheimkehrer) begünstigten die Entstehung und Verbreitung von
Infektionskrankheiten. Die Besatzungsbehörden verfügten jedoch nicht
über eine ausreichende Anzahl an Fachkräften für ein funktionsfähiges
Gesundheitswesen. Daher legten sie die Gesundheitsverwaltung frühzei-
tig wieder in deutsche Hände oder beließen sie gleich dort. 
     Ab Sommer 1945 handelten deutsche Amtsärzte überwiegend eigen-
ständig und übernahmen ab 1946/47 nach und nach wieder die alleinige
Verantwortung. Die Aufsicht für den Öffentlichen Gesundheitsdienst lag
weiterhin bei den Innenministerien der Länder. In der sowjetischen Be-
satzungszone unterstand diese darüber hinaus der Deutschen Zentral-
verwaltung für das Gesundheitswesen. In allen Besatzungszonen
behielten die Militärbehörden die politische Aufsicht. 
     In Württemberg, das im Norden von US-amerikanischen, im Süden
von französischen Behörden verwaltet wurde, beließen die US-amerikani-
schen Behörden den Leiter der Gesundheitsabteilung Eugen Stähle
(1890–1948) vorerst im Amt. Im Zuge der Ermittlungen wegen der Er-
mordung von Menschen mit „geistiger Behinderung“ oder psychischen
Erkrankungen in Grafeneck wurde Stähle im Juni 1945 verhaftet und der
Chirurg und Kommunist Walter Gerlach (geb. 1885) eingesetzt. Die fran-
zösischen Besatzungsbehörden beauftragten mit der Leitung der Gesund-
heitsabteilung in Württemberg-Hohenzollern den Arzt Theodor Dobler
(1893–1973), der sein Amt aber nur kommissarisch versehen wollte. 1946
wurde er durch den Amtsarzt Walter Huwald (1886–1949) ersetzt, der
seit 1924 das Gesundheitsamt Freudenstadt leitete und im Sinne der NS-
Gesundheitspolitik agiert hatte. 
     In Thüringen wurde im Juli 1945 mit der Eingliederung in die sowje-
tische Besatzungszone Erich Drechsler (1903–1979) zum Direktor des
Landesgesundheitsamtes ernannt. Er war zuvor in der Universitätsklinik
Jena und beim Gesundheitsamt Gera tätig gewesen und hatte als Psy-
chiater und Neurologe auch Gutachten für NS-Erbgesundheitsgerichte
erstellt. 1949 wurde er daher durch den Psychoanalytiker Alexander
Mette (1897–1985), stellvertretender Direktor des Erfurter und Weimarer
Gesundheitsamtes und Mitglied der KPD/SED, ersetzt.
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Entnazifizierung und Gesundheitsamt

Entnazifizierungsbogen aus der Per-
sonalakte des Medizinalrats Walter
Gmelin (geb. 1895), 1936–1938 Amts-
arzt im Gesundheitsamt Schwäbisch
Hall, 1938–1946 im Gesundheitsamt
Friedrichshafen. Das Staatsministerium
für politische Säuberung enthob Gmelin
1946 seines Amtes und untersagte ihm
die Ausübung ärztlicher Tätigkeit. 1949
trat er den Dienst als stellvertretender
Leiter des Gesundheitsamtes Ravens-
burg wieder an. Von 1950 bis 1955 
leitete er das Gesundheitsamt Freuden-
stadt. (Landesarchiv Baden-Württem-
berg, Hauptstaatsarchiv Stuttgart EA
2-150_Bü 479 Gmelin, Bl. 216r u. v)

Erste Sitzung der Spruchkammer in Stuttgart,
12. Juni 1946. (akg-images)
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Ziel alliierter Besatzungspolitik war die Demokratisierung der Deutschen.
Deutschland sollte nie wieder den Weltfrieden bedrohen können. Hierfür
wurden die NSDAP und ihre Einrichtungen aufgelöst und NS-Gesetze
aufgehoben. Deutschland sollte entmilitarisiert, Kriegsverbrechen sollten
juristisch verfolgt und die Deutschen entnazifiziert werden. 
     Der allliierte Kontrollrat entwickelte allgemeine Grundlagen für die
Entnazifizierung. Diese Vorgaben wurden in den einzelnen Besatzungs-
zonen durch Gesetze bzw. „Befehle“ ergänzt. Die Verantwortung für die
Durchführung wurde zunehmend in die Hände der Deutschen gelegt,
während die Alliierten die Aufsicht behielten.
     Spruchkammerverfahren dienten dazu, die individuelle Haltung und
das Ausmaß einer „politischen Belastung“ zu prüfen. Die Spruchkam-
mern konnten „Sühnemaßnahmen“ anordnen, um aktive Unterstützer
des Nationalsozialismus von öffentlichen Funktionen auszuschließen und
zur Wiedergutmachung zu verpflichten.
     In den Besatzungszonen wurde die Entnazifizierung mit unterschied-
licher Konsequenz umgesetzt. So wurde in der französischen Besatzungs-
zone die personelle Säuberung weniger systematisch durchgeführt. Auch
die US-amerikanischen Behörden schwenkten nach zunächst resolutem
Vorgehen auf einen liberaleren Kurs ein. In der sowjetischen Besatzungs-
zone ging man hingegen konsequenter vor und entließ zahlreiche Amts-
ärzte, die das NS-Regime unterstützt hatten.
     Personalknappheit und ein an aktuellen Problemen orientierter Prag-
matismus ließ die Alliierten in unterschiedlichem Maße auf Fachleute aus
dem NS-Gesundheitswesen zurückgreifen, die über notwendige Kom-
petenzen verfügten und zur Bewältigung der dringlichen Probleme un-
entbehrlich schienen. Das Interesse an einer funktionierenden Verwaltung
mit erfahrenen Beamten auch in Leitungsfunktionen und die Sorge um
die gesundheitliche Lage der Bevölkerung verhinderten so eine kon-
sequente Entnazifizierungspraxis. 
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Entnazifizierung von Amtsärzten

Abschrift des Bescheids der Spruchkam-
mer Schwäbisch Gmünd gegen August
Gerlach vom 19.11.1946 (Hauptstaats-
archiv Stuttgart, EA 2-150 Bü 462 Ger-
lach)

Personalkarte von Walter Dracklé aus
dem Internierungslager 74 in Württem-
berg-Baden, (Staatsarchiv Ludwigsburg,
EL 903/1 N. 930)
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Nach Kriegsende wurden Amtsträger, die die NSDAP aktiv unterstützt
oder rassistische Verfolgungen gutgeheißen hatten oder an ihnen betei-
ligt gewesen waren, in Internierungslagern in Haft genommen. Hierzu
gehörten auch Amtsärzte.
     In Thüringen wurde Walter Dracklé (geb. 1897), ab 1939 Leiter des
Gothaer Gesundheitsamtes, kurz vor dem Rückzug der US-Truppen aus
dem Land Ende Juni 1945 verhaftet und in ein Internierungslager in 
die US-Zone nach Württemberg verbracht. Dracklé war Mitglied u.a. im 
NS-Ärztebund, in der NSV, der SA, der SS, Vertrauensarzt für das 
Arbeitsamt, Gefängnisarzt und Betriebsarzt in der Gothaer Waggon-
fabrik, einem Rüstungsbetrieb mit über 1.000 Zwangsarbeitern. Dracklé
blieb bis 1948 in Haft. Dann wurde er im Zuge einer geänderten 
Besatzungspolitik in den Westzonen, die zunehmend auf die Einbindung
auch von politisch belasteten Deutschen abzielte, entlassen. Zur Begrün-
dung hieß es jetzt, dass seine Ansprachen als NSDAP-Schulungsredner
„rein wissen schaftlich“ gewesen seien und sich „ausschliesslich“ auf
dem „fachärztlichen Gebiet“ bewegt hätten. Auch der Rang eines
Sturmbannführers der SA sei ihm nur „auf Grund seiner Tätigkeit als
Amtsarzt verliehen. Politisch ist er nie in Erscheinung getreten, sondern
ist heute immer noch als Arzt beliebt.“ Dracklé ging nach seiner Frei-
lassung nach Niedersachsen, wo sich seine Spur verliert.
     Andere Amtsärzte wurden erst im Rahmen eines Spruchkammerver-
fahrens, die ab 1946 durchgeführt wurden und in deutscher Hand lagen,
zur Verantwortung gezogen. Sie arbeiteten nach Ende des Krieges zu-
nächst weiter wie der Oberamtsarzt und Leiter des staatlichen Gesund-
heitsamtes in Schwäbisch Gmünd August Gerlach (1874–1952). Auch er
hatte der NSDAP und verschiedenen NS-Organisationen angehört. In sei-
ner Nebentätigkeit war er Gefängnisarzt für die Strafanstalt für weibliche
Gefangene Gotteszell. 1933/34 befand sich dort ein Konzentrationslager
und bis 1945 eine „Schutzhaftabteilung“ für politische Häftlinge. Sein
Verhalten gegenüber den inhaftierten Frauen stand 1946 im Mittelpunkt
seines Spruchkammerverfahrens. Er wurde beschuldigt eine „gehässige
Haltung gegen Gegner der NSDAP“ eingenommen, „Drohungen gegen
Polizeihäftlinge“ ausgesprochen und „Sterilisierungen gegen den Willen
der Betroffenen“ veranlasst zu haben. Gerlach wurde als „Mitläufer“
eingestuft und ihm wurde eine Sühneleistung von 2.000 RM auferlegt.
Auch nach seiner Pensionierung 1947 war Gerlach vertretungsweise in
verschiedenen Gesundheitsämtern tätig und aufgrund seiner Berufs-
erfahrung „besonders geschätzt“.
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NS-Gesundheitsgesetze nach 1945

Auszug aus: Das Grüne Gehirn. Der Arzt des öffentlichen Gesundheitswesens 1967. Stutt-
gart 1967, S.10.  

Sitzung des Bundestags, 25.2.1955. (Bundesarchiv Bild-F002450-0003/Foto: Rolf Unterberg) 

Meldung: Strafe für Zwangssterilisation. Berliner Zeitung Nr. 159 vom 11. Juli 1946, S. 2.
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Am 20. September 1945 hoben die Alliierten mit ihrem ersten Kontroll-
ratsgesetz namentlich genannte Gesetze auf, die während des National-
sozialismus erlassen worden waren. „Rassenhygienisch“ ausgerichtete
Gesetze, wie das „Gesetz zur Verhütung erbkranken Nachwuchses“ oder
das „Gesetz zum Schutze der Erbgesundheit des deutschen Volkes“ ge-
hörten jedoch nicht dazu. Auch das „Gesetz über die Vereinheitlichung
des Gesundheitswesens“ (GVG) und seine drei Durchführungsverord-
nungen wurden nicht außer Kraft gesetzt. 
     Die Alliierten gingen in ihren Besatzungszonen unterschiedliche
Wege. Die sowjetischen Besatzungsbehörden stuften die aufgeführten
Gesetze einschließlich des GVG als nationalsozialistische Unrechts-
gesetze ein und annullierten sie. In den Westzonen bzw. der Bundesrepu-
blik hingegen wurde das GVG als Landesrecht weiter angewandt,
nachdem das Wort „Rassenhygiene“ aus den Texten beseitigt worden
war. Der Umgang mit anderen „rassenhygienischen“ Gesetzen variierte
in den Westzonen und der Bundesrepublik. So hatte das Gesetz zur
Zwangssterilisation in den meisten Bundesländern noch bis 1974 Gül-
tigkeit, wurde aber nicht mehr angewandt. Erst 1988 erklärte es der Bun-
destag zum Unrechtsgesetz und hob zehn Jahre später die Urteile der
„Erbgesundheitsgerichte“ auf. 
     Auch einzelne Regelungen des „Ehegesundheitsgesetzes“ blieben
weiter in Kraft. In Württemberg-Baden beispielsweise mussten noch 1950
Eheunbedenklichkeitsbescheinigungen auf Basis ärztlicher Untersuchun-
gen eingeholt werden. In der Begründung hieß es: „Der Amtsarzt …
kennt vielleicht aus anderem Anlaß den zu Beurteilenden und die Ver-
hältnisse, aus denen er kommt. Das Gesundheitsamt besitzt insbesondere
in vielen Fällen Material, aus dem sich ergibt, ob einer der Verlobten an
einer gefährlichen Krankheit leidet.“ Personen- und familienbezogenes
„Material“ hatten die Gesundheitsämter tatsächlich seit 1935 in „erb-
biologischen“ Datenbanken gesammelt, in denen selbst erhobene 
Untersuchungsergebnisse mit Angaben anderer Institutionen zusammen-
geführt worden waren.
     Die von Zwangssterilisation Betroffenen konnten erst ab 1980 ge-
ringe staatliche Unterstützungszahlungen für erlittenes Unrecht erhal-
ten.
     Das GVG als Bundesrecht einschließlich der drei Durchführungsver-
ordnungen wurde im August 2006 aufgehoben und bestand in einzelnen
Bundesländern sogar bis 2007 fort.
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